
Rechtsrahmen zur
Geschlechtergleichstellung

Marjolein van den Brink

Trier, 21. November 2016

Kunst-

galerie

Darüber ließe 

sich diskutieren!

Mann 

und 

Frau

Diese Ausbildungsmaßnahme wird im Auftrag der Europäischen Kommission im Rahmen 

des Gemeinschaftsprogramms für Beschäftigung und Soziale Solidarität – PROGRESS 

(2007-2013) umgesetzt.



Überblick
Nicht behandelt werden:

Güter und Dienstleistungen

Quoten

und viele andere Themen (tut mir leid)

1. Übersicht über EU- und andere Rechtsinstrumente

2. einige wesentliche Unterschiede EU-/sonstiges iR

3. Erörterung der EU-Rechtsvorschriften
a) Ursprung

b) Charta, Verträge, Richtlinien

c) System: offen und geschlossen + gesetzliche Ausnahmen

d) einige Unterschiede zu anderen Ansätze des iR

doch zunächst: Warum gibt es überhaupt 
Geschlechtergleichstellungsrecht?



deshalb

„Hallo Schatz, ich bin gekommen, um deine Glasdecke 

zu putzen.“



deshalb

„Ja, wir sind eine Zwei-Karrieren-Familie. Leider 

bin ich für beide Karrieren verantwortlich.“



und deshalb

Fragen?

Ah, deshalb verdienen wir 

unterschiedlich!



und deshalb





Exkurs: Unterschied Sex/Gender

□ Verbreitetes Verständnis:

□ Sex bezieht sich auf den biologischen 
Unterschied

□männlich/weiblich

□Gender bezieht sich auf gesellschaftlich 
geprägte Rollen (von Männern/Frauen 
erwartetes Verhalten usw.)

□maskulin/feminin

□ in der Praxis jedoch häufig synonym für 
beide Aspekte verwendet



Biologisches oder soziales 
Geschlecht?



1. Übersicht

allgemeine Instrumente

□ Menschenrechtsverträge, 
Nichtdiskriminierungs- und 
Gleichstellungsvorschriften 
auf UN- und regionaler 
Ebene, v. a.

□ UN: Zivilpakt (IPbpR) und 
Sozialpakt (IPwskR)

□ Europarat: Eur. 
Menschenrechtskonvention 
(EMRK) und Eur. 
Sozialcharta (ESC)

spezielle Instrumente

□ über Geschlechtergleichstellung/ 
Frauenrechte und andere 
Themen: CEDAW-
Übereinkommen; Istanbul-
Konvention zur Bekämpfung 
von Gewalt; u. a. (z. B. über die 
Staatsangehörigkeit)

□ Beschäftigung und 
Geschlechtergleichstellung:

□ ILO-Übereinkommen



2. wesentliche Unterschiede EU-
Recht/sonstiges iR

□ EU-Recht:
□ EU-Verträge und EU-Verordnungen sind unmittelbar anwendbar, nach 

Annahme durch MS keine Umsetzung in nationales Recht erforderlich

□ EU-Richtlinien sind nicht unmittelbar anwendbar. Richtlinien enthalten v. a. 
Vorgaben für die Mitgliedstaaten, müssen nach ihrer Verabschiedung in 
nationales Recht umgesetzt werden.

□ die meisten Rechtsvorschriften zur Geschlechtergleichstellung: in Richtlinien: 
Richtlinien sind verbindlich hinsichtlich des zu erreichenden Ziels: bedürfen der 
Umsetzung durch MS, die Form und Mittel wählen können

□ Überwachung durch Europäische Kommission (Art. 17 EUV), innerstaatliche 
Gerichte und EuGH

□ sonstiges internationales und regionales Recht:
□ durch die Ratifizierung von Verträgen sind Staaten gebunden, die 

Anwendbarkeit hängt jedoch von innerstaatlichen Rahmenbedingungen ab 
(monistisches/dualistisches System)

□ verschiedene Überwachungsinstrumente, z. B. Berichterstattungsverfahren, 
Individual- und Kollektivbeschwerden, innerstaatliche 
Einhaltungsmechanismen



2. bei Nichteinhaltung

□ wesentliche Unterschiede EU-Recht/sonstige 
Instrumente:

□ EU-Recht: häufig über das Ersuchen eines 
innerstaatlichen Gerichts um Vorabentscheidung

□ sonst: Individualbeschwerdeverfahren nach
Ausschöpfung nationaler Rechtsmittel

□Ausnahmen: 
□ Kollektivbeschwerdeverfahren Europäische Sozialcharta

□ Beschwerdeverfahren (Arbeitnehmer, Berufsverbände, Art. 24 
ILO-Verfassung) ILO (auch zwischenstaatliche Beschwerden 
möglich, Art. 26)



2. weitere wichtige Aspekte in 
Beschwerdeverfahren

□ UN- und andere Verträge: 
□ Ratifizierung und Beschwerdeverfahren 

erforderlich

□ Ergebnis („Auffassungen“) nicht 
rechtsverbindlich

□ CEDAW: wohl nur für Beschwerden betreffend 
die Verletzung von Frauenrechten

□Hinweis: IPbpR, Art. 26: nicht beschränkt auf 
Rechte im Vertrag, sondern allgemeines Verbot 
der Diskriminierung



2. Europarats-Konventionen

□ Europäische Menschenrechtskonvention:
□ Zulässigkeit wird streng geprüft

□ ca. 95 % der Einreichungen unzulässig

□ Urteile: rechtlich bindend; Weiterverfolgung 
durch das Ministerkomitee

□ Europäische Sozialcharta:
□ Kollektivbeschwerdesystem

□ nationale Rechtsmittel müssen nicht ausgeschöpft 
werden

□ kein Opfer erforderlich



Tipp: interessanter Bericht

□ The European Social Charter in the 
context of implementation of the EU 
Charter of Fundamental Rights (2016)

□ http://www.europarl.europa.eu/RegData/e
tudes/STUD/2016/536488/IPOL_STU(2016)
536488_EN.pdf



Was hat die EU mit 
Geschlechtergleichstellung zu tun?



3. EU und 
Geschlechtergleichstellung

□ Entgeltgleichheit im ursprünglichen Vertrag (Art. 
119, jetzt Art. 157 AEUV)

□ derzeitiges Lohngefälle:
□ Frankreich: 10 %, Deutschland: 29 %, Niederlande: 31 %

□ von unlauterem Wettbewerb im Binnenmarkt bis 
zu sozialpolitischen und Arbeitnehmerrechten

□ 1999: Vertrag von Amsterdam

Geschlechtergleichstellung: 
zentrale Aufgabe der EU 

(vgl. Art. 3 Abs. 3 EUV)



3. Übersicht über die 
Rechtsinstrumente

□ Primär- und Sekundärrecht:

□ Primärrecht: Charta und Verträge:

□EUV: Vertrag über die Europäische Union

□AEUV: Vertrag über die Arbeitsweise der EU

□Charta (siehe Art. 6 EUV)

□ Sekundärrecht: Richtlinien

□Richtlinien sind hinsichtlich des zu erreichenden 
Ziels verbindlich (MS können selbst entscheiden, 
wie sie Richtlinien umsetzen) (Art. 288 AEUV)



3. Rechtsinstrumente: EUV und AEUV
□ Vertrag über die Europäische Union (EUV)

□ grundlegende Struktur und Bestimmungen

□ Art. 2 EUV: Gleichheit von Mann und Frau = gemeinsamer Wert: ein Maßstab für neue 
EU-Beitrittskandidaten

□ Art. 3 Abs. 3 EUV: „Die Union ... fördert ... die Gleichstellung von Männern und Frauen 
...“

□ Vertrag über die Arbeitsweise der EU (AEUV): detailliertere Bestimmungen
□ Art. 157

□ Abs. 1-2: Entgeltgleichheit

□ Abs. 3: Förderung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung

□ Abs. 4: positive Maßnahmen

□ Art. 8: „Bei allen ihren Tätigkeiten wirkt die Union darauf hin, Ungleichheiten zu beseitigen 
und die Gleichstellung von Männern und Frauen zu fördern.“ (Gender-Mainstreaming-
Bestimmung)

□ Art. 10: „Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen zielt die 
Union darauf ab, Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.“

□ Art. 19: „kann der Rat im Rahmen der durch die Verträge auf die Union übertragenen 
Zuständigkeiten ... geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Gründen des 
Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu bekämpfen.“



3. Rechtsinstrumente: Charta

□ rechtlicher Status: 

□ 2000 in Nizza verabschiedet

□ rechtlich bindend seit dem Vertrag von Lissabon 2009 (Art. 6 Abs. 1 EUV)

□ Adressaten: Organe und Einrichtungen der EU + MS, Letztere jedoch 
ausschließlich bei der Durchführung des Rechts der Union (Art. 51 Abs. 1 der 
Charta)

□ Inhalt

□ Kap. 1: Würde des Menschen

□ Kap. 2: Freiheiten

□ Kap. 3: Gleichheit, insbes. Art. 23

□ Kap. 4: Solidarität

□ Kap. 5: Bürgerrechte

□ Kap. 6: Justizielle Rechte

□ Kap. 7: Allgemeine Bestimmungen



Anwendungsbereich der 
Charta (Art. 51)

„Diese Charta gilt für die Organe und Einrichtungen 
der Union unter Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips 
und für die Mitgliedstaaten ausschließlich bei der 
Durchführung des Rechts der Union. 
Dementsprechend achten sie die Rechte, halten sie 
sich an die Grundsätze und fördern sie deren 
Anwendung gemäß ihren jeweiligen Zuständigkeiten.“

(siehe auch Art. 6 Abs. 1 EUV)



3. Rechtsinstrumente: Richtlinien

□ Richtlinien zur Geschlechtergleichstellung:
□ ‘Neufassungsrichtlinie’ (2006/54): Chancengleichheit u. 

Gleichbehandlung

□ ‘Dritte Richtlinie’ (79/7): gesetzliche Sozialversicherung

□ ‘Richtlinie über Güter u. Dienstleistungen’ (2004/113)

□ ‘Richtlinie über selbstständige Erwerbstätigkeit’ (2010/41)

□ andere relevante Richtlinien:
□ ‘Richtlinie über schwangere Arbeitnehmerinnen’ (92/85)

□ ‘Richtlinie über Elternurlaub’ (2010/18)

□ sowie zweifelsohne:
□ ‘Rahmenrichtlinie’ (2000/78)



3. EU-Rechtssystem: offenes und 
geschlossenes System der 
gesetzlichen Ausnahme

□ geschlossenes System: unmittelbar auf dem 
Geschlecht basierende Unterscheidungen 
(unmittelbare Diskriminierung) nur zulässig, wenn 
Ausnahme in RL vorgesehen (insbes. „zweite“ oder 
„Gleichbehandlungs“richtlinie 76/207, jetzt in 
Neufassung enthalten)

□Ausnahmen:
□ Schwangerschaft und Mutterschaft

□ positive Maßnahmen einschl. Vorzugsbehandlung

□ wesentliche berufliche Anforderungen

□ offenes System: unmittelbare Diskriminierung kann 
objektiv gerechtfertigt werden (objektive 
Rechtfertigungsprüfung)



3. Rechtssystem: geschlossenes 
System der gesetzlichen Ausnahme

□ Prüfung für geschlossenes System:
□ basiert Unterscheidung unmittelbar auf Geschlecht?

□ falls ja: Ausnahme in Richtlinie vorgesehen?

□ falls ja: Zweck der Unterscheidung rechtmäßig u. Maßnahme 
verhältnismäßig?

□ Systemverhältnis

□ Hinweis: Bei Schwangerschaft wird von unmittelbarer 
Diskriminierung von Frauen aufgrund des Geschlechts 
ausgegangen - keine Vergleichsperson erforderlich
□ Dekker gegen VJV (1990)



3. Rechtssystem: Prüfung für offenes 
System: objektive Rechtfertigung

□ Prüfung:
□ diskriminierende Maßnahme/Kriterium/Vorschrift 

□ dient einem wirklichen Bedürfnis des Unternehmens 
oder einem notwendigen sozialpolitischen Zweck (v. staatl. Seite) 

□ ist zur Erreichung dieses Bedürfnisses/Zwecks angemessen

□ ist zur Erreichung dieses Zwecks erforderlich

□ dieselbe Prüfung gilt für mittelbare Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts, d. h. Bewertung der Angemessenheit dem Anschein nach 
neutraler Vorschriften, Kriterien oder Verfahren, die gleichwohl 
Personen des einen Geschlechts gegenüber Personen des anderen 
Geschlechts benachteiligen

□ Richtungsweisende EuGH-Entscheidung: Bilka 
Kaufhaus 1986



3. Rechtssystem: Ausnahme: 
Schwangerschaft und Mutterschaft

□ Bei Schwangerschaft wird wohlgemerkt von unmittelbarer 
Diskriminierung von Frauen aufgrund des Geschlechts 
ausgegangen - keine Vergleichsperson erforderlich

□ Dekker gegen VJV (1990)

□ Art. 2 Abs. 2 Bst. c der Neufassungsrichtlinie: „... gelten als 
Diskriminierung ... jegliche ungünstigere Behandlung einer 
Frau im Zusammenhang mit Schwangerschaft oder 
Mutterschaftsurlaub ...“

□ Art. 28 Abs. 1: „Diese Richtlinie steht Vorschriften zum Schutz 
der Frau, insbesondere bei Schwangerschaft und Mutterschaft, 
nicht entgegen“

□ doch was wäre, wenn: 



3. Rechtssystem: Ausnahme: 
Schwangerschaft und Mutterschaft

□ Bei Schwangerschaft wird wohlgemerkt von 
unmittelbarer Diskriminierung von Frauen aufgrund des Geschlechts 
ausgegangen - keine Vergleichsperson erforderlich

□ Dekker gegen VJV (1990)

□ Art. 2 Abs. 2 Bst. c der Neufassungsrichtlinie: „... gelten als 
Diskriminierung ... jegliche ungünstigere Behandlung einer Frau im 
Zusammenhang mit Schwangerschaft oder Mutterschaftsurlaub ...“

□ Art. 28 Abs. 1: „Diese Richtlinie steht Vorschriften zum Schutz der Frau, 
insbesondere bei Schwangerschaft und Mutterschaft, nicht entgegen“



3. Rechtssystem: Ausnahme:
berufliche Anforderungen

□ wesentliche beruflicheAnforderung (Art. 14 
Abs. 2 der Neufassungsrichtlinie)

Stellenangebot

Rezeptionist

Stellenangebot

Rezeptionist/in



3. Rechtssystem: Ausnahme: 
positive Maßnahmen

□ positive Maßnahmen: Lommers 2002

□ betr: gleiche Ausgangssituation

spezielle Form von positiver Maßnahme:

□ Vorzugsbehandlung: Kalanke (1995)

□ Zugang zu „seltenen Gütern“ (d. h. Arbeitsplätze, 
Beförderung usw.); es gelten sehr strenge Bedingungen

Aha, ich sehe es Ihnen schon an, dass 

Sie perfekt tippen können.



Das wars. Vielen Dank.

Gibt es Fragen?

m.vandenbrink@uu.nl

„Harris, als ich sagte ,Gibt es Fragen?‘ war das 

nur eine Floskel.“


